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Die Burgen, das Land
und das Recht
Gastbeitrag. Seit 100 Jahren ist das Burgenland ein Teil Österreichs.
Die Eingliederung warf Rechtsfragen auf, die noch heute nachklingen.

VON KARL KRÜCKL

Linz. 100 Jahre Burgenland: Damit
verbindet man historisch Schat-
tendorf 1927, die Brücke von An-
dau 1956, das Paneuropa-Picknick
1989. Die Eingliederung von Teilen
Deutsch-Westungarns als Burgen-
land in die Republik Österreich
warf Rechtsfragen auf, die heute
noch nachklingen. Einige sollen
kurz erörtert werden.

Mit der „Staatserklärung vom
22. November 1918 über Umfang,
Grenzen und Beziehungen des
Staatsgebietes von Deutschöster-
reich“ erhob Deutschösterreich
unter Hinweis auf das Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker An-
spruch auf die „geschlossenen
deutschen Siedlungsbiete“ der da-
mals ungarischen Komitate Preß-
burg, Wieselburg, Ödenburg und
Eisenburg (heute Bratislava, Mo-
son, Sopron und Vasvár). Der
Staatsvertrag von St. Germain
brachte der Republik Österreich
ein deutlich kleineres Gebiet und
keine der vier genannten Burgen,
wobei die Volksabstimmung im
Raum Ödenburg für die Zugehö-
rigkeit zu Ungarn ausging. Das
neue Bundesland wurde trotzdem
Burgenland benannt.

Ungarisches Eherecht
Blieb unmittelbar nach der Anglie-
derung des Burgenlands im We-
sentlichen das ungarische Recht in
Geltung, wurde mit 15. Juni 1922
das österreichische bürgerliche
Recht in Kraft gesetzt. Mit einer be-
deutenden Ausnahme: Das öster-
reichische Eherecht sollte erst am
1. Jänner 1924 und auch nur dann
in Kraft treten, wenn nicht zuvor
der burgenländische Landtag für
die Beibehaltung des ungarischen
Ehe- und Eheprozessrechts stim-
men würde. Warum? Das österrei-
chische Eherecht war konfessio-
nell, die religiöse Zugehörigkeit be-
stimmte unter anderem darüber,
ob eine Ehe scheidbar war oder
nicht. Für katholische Österreicher
war die Ehe unauflösbar, die Ehen
evangelischer, muslimischer und
jüdischer Österreicher konnten da-
gegen geschieden werden. Demge-
genüber war das ungarische Ehe-
recht deutlich moderner, es galt be-
reits seit 1894 die obligatorische Zi-
vilehe, die Ehe wurde nach einheit-
lichem staatlichen Recht vor einem
Staatsdiener geschlossen und
konnte geschieden werden. Partei-
politisch setzte sich insbesondere
die Sozialdemokratische Partei im
Landtag für die Beibehaltung des

ungarischen Eherechts ein, unter
anderem mit der Begründung, dass
dieses weitestgehend dem moder-
nen reichsdeutschen Eherechts
entspreche, dem das österreichi-
sche angeglichen werden sollte.

Das ungarische Eherecht galt
für burgenländische Landesbürger;
damit aber nicht andere katholisch
verheiratete Österreicher durch
Wohnsitzverlagerung plötzlich als
„Neoburgenländer“ in den Genuss
einer Ehescheidung gelangten,
wurde der 29. August 1921 als
Stichtag mit Verordnung des Justiz-
ministeriums festgesetzt, an dem
man entweder burgenländischer
Landesbürger zu sein hatte, oder
man wurde danach geboren, um in
den persönlichen Anwendungsbe-
reich des burgenländischen Ehe-
rechts zu gelangen. Es gab also von
Rechts wegen eherechtlich Alt- und
Neuburgenländer, bis das „Gesetz
zur Vereinheitlichung des Rechts

der Eheschließung und der Ehe-
scheidung im Lande Österreich
und im übrigen Reichsgebiet“ nach
Österreichs Anschluss ans Deut-
sche Reich mit 1. August 1938 ein
einheitliches Eherecht brachte. Es
blieb entnazifiziert nach dem Zwei-
ten Weltkrieg für Gesamtösterreich
in Geltung. Die Zeit zweier stark
unterschiedlicher Eherechtsord-
nungen in Österreich war zu Ende.

Das Landesgericht
Das Ausscheiden des heutigen
Burgenlands aus Ungarn bedingte
auch eine neue Gerichtsorganisa-
tion. Als Sitz des Landesgerichts für
das Burgenland war die Landes-
hauptstadt Ödenburg vorgesehen.
Beim Obersten Gerichtshof (OGH)
und beim Oberlandesgericht Wien
wurden eigene Burgenland-Senate
eingerichtet. Nach dem negativen
Ausgang der Volksabstimmung

über Ödenburg waren „bis auf
Weiteres“ das Landesgericht für Zi-
vilrechtssachen, das Handelsge-
richt und das Landesgericht für
Strafsachen II in Wien die für das
Burgenland zuständigen Gerichts-
höfe. Es dauerte bis zum 1. Jänner
1959, dass das Burgenland mit
dem Landesgericht Eisenstadt
einen eigenen Gerichtshof erster
Instanz in Zivil- und Strafsachen
erhielt. Das ist auch die Erklärung
dafür, dass der sogenannte Schat-
tendorf-Prozess in Wien stattfand.

Der Adel
Das „Gesetz . . . über die Aufhe-
bung des Adels, der weltlichen Rit-
ter- und Damenorden und gewis-
ser Titel und Würden“ datiert be-
reits vom 3. April 1919, einer Zeit,
als das heutige Burgenland noch
ungarisch war. Die 2. Verfassungs-
übergangsverordnung vom 7. Juli

1922 erwähnt in ihren Erstre-
ckungsvorschriften für das Bur-
genland das Adelsaufhebungsge-
setz nicht. Man wollte den örtli-
chen Adel ersichtlich nicht gegen
die Zugehörigkeit von Teilen
Deutschwest-Ungarns zu Öster-
reich mobilisieren. Natürlich führ-
te dies über Jahrzehnte zur Diskus-
sion, ob der Adel auch im Burgen-
land aufgehoben ist oder nicht.
Das Erste Bundesverfassungs-
rechtsbereinigungsgesetz 2008 re-
gelt daher 86 Jahre später: „Soweit
der räumliche Geltungsbereich
von verfassungsrechtlichen Vor-
schriften, die in Österreich bis zum
Ablauf des 13. April 1922 kundge-
macht worden sind, nicht auf-
grund des in Z 1 genannten Bun-
desverfassungsgesetzes auf das
Burgenland erstreckt worden ist
und diese Vorschriften seither we-
der aufgehoben noch für das ge-
samte Bundesgebiet neu erlassen
worden sind, wird ihr räumlicher
Geltungsbereich auf das Burgen-
land erstreckt.“ So kann man es
auch formulieren, wenn gemeint
ist, der Adel sei auch für das Gebiet
des Burgenlands aufgehoben.

Auch im bekannten Streit zwi-
schen der Familie Esterházy und
den Esterházy-Stiftungen klingt al-
tes ungarisches Recht nach: Im zu
2Ob187/19t vom OGH entschiede-
nen Fall berief sich das klagende
Familienmitglied darauf, dass in
der Verlassenschaft nach Fürst
Paul V. Esterházy nicht das öster-
reichische ABGB hätte angewendet
werden dürfen, sondern materiel-
les ungarisches Erbrecht, weil das
Adelsaufhebungsgesetz im Burgen-
land erst 2008 in Kraft getreten sei.
Zum bis dahin geltenden Adels-
recht gehöre auch das Erbrecht,
sodass die Erbrechtsangelegenhei-
ten der Familie Esterházy nicht
nach bürgerlichem Recht abzuhan-
deln seien, sondern nach den wei-
ter geltenden hausinternen ester-
házyschen Erbfolgeregeln.

Das österreichische Gericht
hätte daher nicht die Witwe, Melin-
da Esterházy, sondern den Kläger
als Rechtsnachfolger des Verstor-
benen hinsichtlich der Stamm-
und Fideikommissgüter ausweisen
müssen. Die Klage scheiterte auch
deshalb, weil mit 1. 1. 1939 auch Fa-
milienfideikommisse im gesamten
Deutschen Reich endgültig erlo-
schen sind und das entsprechende
Gesetz 1945 in österreichisches
Recht übergeleitet wurde.
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